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2. Sweden

3A. Kommerskollegium

3B. Utrikesdepartementet

4. 2025/0311/ES - X40M - Kennzeichnung und Werbung

5. Artikel 5 Absatz 2 der Richtlinie (EU) 2015/1535

6. Mit dem spanischen Vorschlag werden für bestimmte Konsumgüter, darunter Lebensmittel, Kosmetika und chemische
Erzeugnisse, verpflichtende Anforderungen an die Braille-Kennzeichnung eingeführt. Damit soll die Barrierefreiheit für
Menschen mit Behinderungen verbessert werden, was ein legitimes Ziel ist. Gleichzeitig muss der Vorschlag im Lichte
des EU-Rechts und der sich aus dem Binnenmarkt ergebenden Anforderungen überprüft werden.

Artikel 34 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) verbietet Maßnahmen, die zu einer
Beschränkung oder Behinderung der Einfuhr von Waren führen, die in anderen Mitgliedstaaten rechtmäßig in Verkehr
gebracht worden sind. Der Vorschlag stellt in der Praxis eine solche Maßnahme dar, weil darin einzelstaatliche
Anforderungen festgelegt sind, durch die Produkte, die in der übrigen EU rechtmäßig verkauft werden können, nicht ohne
Anpassung auf den spanischen Markt kommen können. Dies gilt insbesondere für Lebensmittel, bei denen die
Rechtsvorschriften bereits durch die Verordnung (EU) Nr. 1169/2011 betreffend die Information der Verbraucher über
Lebensmittel harmonisiert sind. Diese Verordnung beruht auf dem Grundsatz, dass harmonisierte Vorschriften in der
gesamten Union gelten und zusätzliche einzelstaatliche Anforderungen nicht ohne besondere rechtliche Grundlage
eingeführt werden dürfen. Daher besteht die Gefahr, dass die Vorschläge gegen Artikel 38 Absatz 2 der Verordnung
verstoßen, indem sie eine einzelstaatliche Kennzeichnungspflicht einführen, die über die harmonisierten Bestimmungen
hinausgeht.

Außerdem ist die Verhältnismäßigkeit der Maßnahme fraglich. Artikel 36 AEUV erlaubt Beschränkungen des freien
Verkehrs, wenn berechtigte Gründe wie der Verbraucherschutz vorliegen, aber nur, wenn die Maßnahme notwendig und
verhältnismäßig ist. In dem Vorschlag wird die Braille-Schrift vorgeschrieben, ohne darzulegen, dass es andere
Alternativen geben kann, um sehbehinderten Menschen die erforderlichen Informationen über die Produkte
bereitzustellen. Digitale Lösungen wie QR-Codes oder für Screenreader geeignete Formate können zum Beispiel eine
Lösung für Verbraucher sein, die Schwarzdrucktext nicht lesen können. Daher müssen verschiedene Lösungen in
Betracht gezogen werden, damit die vorgeschlagene Anforderung nicht als unverhältnismäßig angesehen werden kann.
Es ist auch wichtig zu analysieren, was eine verpflichtende Kennzeichnung in Braille-Schrift auf verschiedenen Produkten
für Unternehmen, insbesondere für kleine und mittlere Betriebe, bedeutet.
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Das Fehlen einer Klausel zur gegenseitigen Anerkennung im Vorschlag verursacht weitere Schwierigkeiten. Ohne eine
solche Bestimmung werden Produkte, die in anderen Mitgliedstaaten rechtmäßig verkauft werden, vom spanischen Markt
ausgeschlossen, wodurch das Funktionieren des Binnenmarktes unmittelbar beeinträchtigt wird. Außerdem besteht die
Gefahr einer Fragmentierung, wenn verschiedene Mitgliedstaaten ihre eigenen nationalen Anforderungen einführen, was
insbesondere kleinere, exportabhängige Unternehmen in Ländern wie Schweden betreffen würde.

Vor diesem Hintergrund ist Schweden der Auffassung, dass der spanische Vorschlag in seiner derzeitigen Form gegen EU-
Recht verstoßen könnte. Er stellt eine Maßnahme mit gleicher Wirkung wie eine Einfuhrbeschränkung im Sinne von
Artikel 34 AEUV dar, ist mit den harmonisierten Bestimmungen der Verordnung (EU) Nr. 1169/2011 nicht vereinbar und
erfüllt nicht das Erfordernis der Verhältnismäßigkeit nach Artikel 36 AEUV. Das Fehlen einer Klausel über die gegenseitige
Anerkennung birgt zudem die Gefahr, dass der Vorschlag ein unerlaubtes Handelshemmnis schafft.

Schweden hält es für wichtig, Maßnahmen zu ergreifen, um sicherzustellen, dass Menschen mit Behinderungen
gleichberechtigt mit anderen Zugang zu Informationen haben. Schweden ist jedoch der Ansicht, dass die Ziele der
Barrierefreiheit durch gemeinsame und digital ausgerichtete Lösungen auf EU-Ebene erreicht werden können und nicht
durch einzelstaatliche Anforderungen, die die Integrität des Binnenmarktes gefährden.
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